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Das öſterreichiſche Verordnungsrecht. 


Die Exiſtenz des Vero dnungsrechtes der Verwaltungsorgane ſelbſt, 
als ſtaatsgrundgeſetzlich anerkannt, ſteht außer aller Discuſſion. Dafür 
iſt der Kampf der Meinungen ein umſo intenſiverer in Betreff des 
Weſens, Umfanges, des Subjectes und der Modalitäten der Ausübung 
dieſes Rechtes. 

Die Verordnung als Action der Regierungs- und Vollzugs— 
gewalt führt nakurge mäß zur Unterſuchung ihrer Stellung zur Geſetz⸗ 
gebung, ſie greift unmittelbar ein in Rechte und Jutereſſen der Ge— 
ſellſchaft und der Einzelnen; was iſt natürlicher, als daß ſie reichlichen 
Anlaß zu politiſchen Erörterungen und Recriminationen bietet, ja nicht 
ſelten die wenigſtens äußere Urſache von Verfaſſungsconflicten bildet. 
Aber auch die ruhig abwägende Wiſſenſchaft hat ſich — gewiß begründeter 
maßen — mit dieſem Gebiete des öffentlichen Rechtes eingehend befaßt, 
ohne jedoch bisher in allen Beziehungen zu feſten, unbeſtrittenen Ergeb 
niſſen zu gelangen, und ohne insbeſondere weſentlich über die dabei 
mitſpielenden ſtaatsrechtlichen Fragen hinaus in die verwaltungsrechtlichen 
Fragen, die ſich in Anſehung dieſer Materie aufwerfen, tiefer einzu— 
dringen. Die Praxis hat — was die verfafſungsrechtliche Seite betrifft — 
vielfach unter dem Einfluſſe momentaner politiſcher S tuationen es noch 
lange nicht zu einer Uebereinſtimmmng in guundfäglicher Richtung gebracht. 
So iſt es, um von allzu acuten Beiſpielen abzuſehen, geſchehen, daß 
zwei unmittelbar folgende Regierungen über die Frage, ob die Dienſtes— 
pragmatik für die Staatsbeamten im Geſetz- oder Verordnungswege zu 
erlaſſen ſei, ganz entgegengeſetzten Sinnes waren. In politiſch friedlichen 
Zeiten werden Unterſuchungen auf die verfaſſunzsrechtliche Giltigkeit von 
Verordnungen meiſt unterlaſſen, und wird ſich begnügt, zu prüfen, ob der 
materielle Inhalt derſelben den Anſchauungen der Partei oder der 
durch ſie berührten Intereſſenten entſpricht oder nicht. In politiſch 
bewegten Perioden tritt wieder die Sache ſelbſt nur zu oft in den 
Hintergrund und wird mit Vorliebe und Leidenſchaft die Verfaſſungs— 
mäßigkeit erörtert. 


Aber hievon abgeſehen, findet mau auch innerhalb der das Ver— 
ordnungsrecht unmittelbar handhabenden oberſten wie untergeordneten 
Behörden und insbeſondere auch in Anſehung der rein verwaltungs— 
rechtlichen, hiebei auftauchenden Fragen und der formalen Handhabung 
die divergirendſten Anſichten und eine bunte Verſchiedenheit. 

Beiſpielsweiſe werden Beſtimmungen von größter rechtlicher Trag- 
weite ohne geſetzliche Grundlage getroffen. In einzelnen Geſetzentwürfen 
— die dann oft auch zu Geſetzen werden, wird ein Detail aufgenommen, 
welches füglich der Ausführungsverordnung überlaſſen bleiben ſollte, 
andere wieder beſchränken ſich auf die abſtracte Aufſtellung von Principien, 
deren für das Leben erſt paſſende Ausgeſtaltung den Behörden über⸗ 
laſſend, ja zumal in neueſter Zeit iſt es ſchon dahingekommen, daß 
das Geſetz ſich jeder Regelung eines Verhältniſſes entſchlägt und dieſe 
vollſtändig der Executive überweist. 

Staunenswerthe Verirrungen weist unſer Kundmachungsweſen 
auf. Was nur als innere Weiſung für untergeordnete Organe gedacht 
iſt, wird ab und zu im Zuſammenhange mit materiell-rechtlichen An⸗ 
ordnungen urbi et orbi publicirt, fo daß erſtere zum Subſtrate für 
Parteianſprüche gemacht wird. Die eine Unterbehörde pflegt ohne 
genaue Ueberlegung, was von oben kömmt zu publiciren, die andere 
unterläß: dies auch dann, wenn die Intention der Oberbehörde ganz 
offenbar auf Schaffung einer Rechtsnorm gerichtet war. Viel verbreitet 
iſt noch heute die Anſchanung, eine Verordnung mit Rech'sinhalt könne 
ohneweiters in concretem Entſcheidungsfalle ignorirt, oder von ihr auch 
zu Ungunſten dritter dispenſirt werden, ſpeciell die Oberbehörde fer an 
eine Verordnung ihrer Unterbehörde in keinem Falle gebunden. Während 
viele Verordnungen glänzendes Zeugniß von Begabung, Kenntniſſen, 
praktiſcher Schulung, Ueberblick der einſchlägigen Verhältuiſſe auf Seite 
ihrer Urheber ablegen und ſo manches Geſetz an geiſtigem Gehalte 
und formell richtiger Diction weit übertreffen, bieten andere wieder 
nicht viel mehr, als eine einfache Paraphraſe des Geſetzes oder eine An— 
häufung von Weiſungen, die der denkende und pflichttreue Beamte gar 
nicht nöthig hat. Unangenehm bemerkbar macht fich der gänzliche Mangel 
einheitlicher Terminologie für die verſchiedenen Species behördlicher 
Enunciate. 

Unter ſolchen Umſtänden muß es als ein unbedingt glücklicher 
Gedanke bezeichnet werden, daß auch für unſer Vaterland der Verſuch 
unternommen wurde, das Recht der Verordnung im Ganzen 
einer wiſſenſchaftlichen Darſtellung zu unterziehen, und zwar insbeſondere 
auch uch feiner verwaltungsrechtlichen Seite. Es konnte der Löſung der 
geſtellten Aufgabe nur förderlich fein, daß dies von Seite eines dem 
Verwaltungsdienſte angehörenden Mannes geſchah, deu alfo der unmittel— 
bare Einblick in die Praxis, die Bedürfniſſe des Publicums, den Uſus 
der verſchiedenen Behörden zuſtatten kaun. 

Die literariſche Leiſtung, die wir hiebei im Ange haben, iſt das 
Buch „Oeſterreichiſches Verordnungsrecht“ von Dr. Johann Zofger, 
Junsbruck, Wagner, 1898. 

Wie immer man über einzelne, in dieſem Werke aufgeſtellte Theſen 
denken mag, fo läßt ſich kaum in Abrede ſtellen, daß der Verfaſſer ſich 
als ein juriſtiſch wohl geſchulter, mit dem reichen Stoffe au literariſchen 
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Behelfen, pofitiven Normen, praktiſcher Judicatur gründlich vertrauter 
Mami erwieſen hat, daß er — wenngleich mehrfach an bereits bekannte 
Ergebniſſe der Wiſſeuſchaft ſich anlehnend, doch in Anſehung einer großen 
Reihe von Fragen zu wichtigen neuen Neſultaten gelangte, oder, was 
zwar dem ſeiner Aufgabe gewachſenen Praktiker bei Ausübung ſeines 
Berufes geläufig ſein mag, aber in anderen Kreiſen wenig bekannt iſt, 
in ein klares Syſtem gebracht hat. Mit wahrhaftem Bienenfleiß hat 
derſelbe für nahezu jeden Satz illuſtrireude Beiſpiele gegeben, beſonders 
muß noch die gemeinverſtändliche Sprache und die Objectivität der 
Darſtellung hervorgehoben werden. 

Wir geben uns der Hoffnung hin, daß das vorliegende Werk in 
der Praxis zu wichtigen Aenderungen führen und vor allem auch die 
Beachtung derjenigen höheren Stellen finden werde, die zunächſt berufen 
find, die Handhabung der Verwaltung zu beeinfluffen, und die hieraus 
vielfache Anregungen zu veforinirenden Eingreifen gewinnen können. 

Kaum irgend einer begründeten Einwendung dürfte die ſyſtematiſche 
Gliederung der Schrift begegnen. Das J. Capitel iſt der Feſtſtellung 
des Begriffes der Verordnung gewidmet, wobei ſich naturgemäß Anlaß 
zur Abgrenzung der Verordnung von anderen Acteu der Verwaltung 
(Entſcheidungen, Verfügungen, Beurkundungen), von auf Vereinbarung 
berufenen Satzungen, von den als „Normalien“ bezeichneten inneren 
Dienſtesvorſchriften bietet. 

Das II. und III. Capitel, die ſtaatsrechtlich bedeutſamſten Theile des 
Buches, beſchäftigen ſich mit dem Verhältniſſe der Verordnung zum 
Geſetze, mit der Frage, ob der Gegenſatz zwiſchen beiden ſich auch auf 
der vorconſtitutionellen Zeit angehörende Normen beziehe, endlich 
mit dem Beweiſe des Beſtandes eines ſelbſtändigen nicht auf Ermächtigung 
der Geſetzgebung (Delegation) beruhenden, ſelbſtändigen Verordnungsrechtes. 

Das IV. Capitel behandelt die Subjecte des Verordnungsrechtes 
(Staatsoberhaupt, Staatsbehörden, Selbſtverwaltungskörper), 

das V. Capilel den Inhalt der Verordnung, insbeſondere der Straf— 
verordnung, 

das VI. Capitel den formalen Vorgang bei Erlaſſung der Ver⸗ 
ordnung (Verfaſſung, Mitwirkung dritter Factoren, Sanction und Kund— 
machung). 

Im VII. Capitel wird alles auf die Wirkſamkeit der Verordnung 
Bezügliche (Beginn, räumliches Geltungsgebiet, materielle Wirkſamkeit), 

im VIII. Capitel werden die Eontrolen des Verordnungsrechtes 
directe und indirecte Ueberprüfung, Anfechtungsrecht der Partei, Ueber⸗ 
prüfung von Aufſichtswegen), 

im IX. Capitel wird die Erlöſchung (Caſſirung und Aufhebung) 
der Verordnung erörtert. 

Das Schlußcapitel (X) iſt ſpeciell der Behandlung einiger typiſcher 
Verordnungsform eu des öſterreichiſchen Rechtes (Ausführungsverordnungen, 
Nothverordnungen, Ausnahmsverordnungen) g widmet. 

Es wäre gewiß verlockend, die Ergebniſſe, zu welchen der Ver⸗ 
faſſer in allen von ihm behandelten Fragen gelangte, wenn auch nur 
iu ſummariſcheſter Kürze hier wiederzugeben. Wir ſehen hievon aber ab 
— weniger aus Reſpect vor dem § 24, Abſ. 3 des Geſetzes vom 
26. December 1895, R. G. Bl. Nr. 197 (Urheber-Recht), als darum, weil 
wir nicht dazu beitragen wollen, den Leſer davon abzuhalten, daß er dieſes 
jedenfalls ſehr inſtructive Buch ſelbſt zur Hand nehme und gewiß mit 
Nutzen durchleſe. Eine allgemeine Orientirung bietet doch ſchon die 
obige Inhaltsangabe. 

Wir gedenken uns vielmehr darauf zu beſchränken, im nachfolgenden 
einige, zumal wichtigere Partien herauszugreifen und den Eindruck 
wiederzugeben, welchen deren erſte Leſung hervorgerufen hat, insbeſondere 
auch manche Zweifel und Bedenken zum Ausdrucke zu bringen, welche ſich 
hiebei aufgeworfen haben. Es ſei hier beigefügt, daß in Anſehung einer 
nicht unerheblichen Zahl von Abſchnitten und Unterabtheilungen gar 
kein Anlaß zu Einwendungen ſich ergeben hat, weshalb dieſe einfach unbe— 
ſprochen bleiben. 

Zu Seite 37. Eine von Staatswegen unter Strafe geſtellte, in 
Dienſtesordnungen und dgl. enthaltene Auordnung wird wohl auch als 
Verordnung gelten müſſen. Durch die Strafandrohung wird ſie eben zur 
Aeußerung des Staatswillens. Die Anmerkung?) auf S. 39 iſt deshalb 
wohl zu beengt. 

Zu Seite 58 ff. Die Normalien, welche die rechtliche Stellung 
der Angeſtellten zum Gegenſtande haben, haben mit der Verordnung 
das materielle Moment, ſubjective Rechte zu begründen, gemein, es 
könnte ſich daher fragen, ob ſie ungeachtet der obwaltenden formalen 
Verſchiedenheiten nicht doch in das genus „Verordnungen“ eingereiht 


werden ſollten, ſtatt in jenes der Normalien. Daraus würde ſich eine 
Modification der Definition der Verordnung (gehörig kundgemacht) ergeben. 

Den Ausführungen des Verf. (S. 72 ff.) in Betreff der Bedeutung 
des Gegenſatzes zwiſchen Verorduung und Geſetz erſt für die Zeit nach 
Einführung der Verfaſſung find wir mit dem einzigen Vorbehalte beizu— 
pflichten in der Lage, daß dem Richter (gleichwie den entſcheidenden 
Verwaltungsbehörden) deßungeachtet zuſtehen muß, die Giltigkeit einer 
Verordnung aus vorconftitutionefler Aera inſoferne zu prüfen, als die 
Competenz zu ihrer Erlaſſung, ſowie ihre Uebereinſtimmung mit aus 
derſelben Periode herrührenden, auf a. h. Anordnung beruhenden Normen 
in Frage kömmt. Das Moment der Kundmachung in Geſetzblättern 
allein enthebt nicht von diesfälligen Unterſuchungen. Eine völlige Gleich— 
ſtellung zwiſchen unzweifelhaft auf a. h. Entſchließung bafirenden und 
von den Behörden ohne folche erlaſſenen Normen — ſeien dieſe auch 
publicirt — dürfte ſich ſonach nicht behaupten laſſen. Auch für die 
ältere Zeit gilt es, daß der damals uneingeſchränkte a. h. Wille keine 
Kritik zuließ, wohl aber unter Umſtänden die bloße Anordnung der 
Behörde, wenngleich dieſe kraft allgemeiner oder ſpecieller a. h. Er- 
mächtigung zur Statuirung von Rechtsnormen befugt war. Richtig bleibt 
dabei allerdings der Satz (S. 78), daß für die vorconſtitutionelle Zeit 
es Verordnungen im Sinne des Art. 7 des Staatsgrund— 
geſetzes über die richterliche Gewalt nicht gegeben habe. 

Indem der Verfaſſer die Verordnung inhaltlich dem Geſetze voll 
kommen gleichſtellt (S. 77) und den Uuterſchied zwiſchen beiden nur in 
der Qualification der Form des Ausſpruches erblickt S. 79) und in— 
dem er dem Staatsoberhaupte (ſowie den Verwaltungsbehörden) die 
Befugniß vindicirt, Rechtsnormen auf den durch formelles Geſetz noch 
nicht präoccupirten Gebieten zu ſchaffen, ohne hiezu durch jenes 
beſonders legitimirt zu ſein, ſtellt er ſich in ſcharfen Widerſtreit zu der, 
wie wir glauben, bedeutenden Majorität der größten Au oritäten der 
Staatsrechtswiſſenſchaft, welche die hier einſchlägige hochwichtige Verfaſſungs— 
rechtsfrage in ausführlich hiſtoriſchen und juriſtiſch weit ausgreifenden 
Discuſſionen mit großem Aufwande von Scharfſinn behandelt haben, 
indem er ſich insbeſondere Arndt (für Preußen) und, wie manche an- 
nehmen, auch Stein, Gaeiſt, Sarwey anſchließt, deren Ausführungen 
allerdings nicht ohne allen Vorbehalt in gleichem Sinne ausgelegt 
werden können. Die Hauptvertreter der gegentheiligen Meinung ſind 
Laband, E. Meyer, G. Meyer, Seligmann, Jellinek. 

Wir erachten uns nicht für competent genug, in dieſem die Grund— 
principien des Conſtitutionalismus berührenden Kampfe ein abſchließendes 
Urtheil auszuſprechen. Wir wollen nur in Erwägung ziehen, ob die 
Beweisführung des Verf., inſoweit ſie ſich auf den Wortlaut unſerer 
Verfaſſungsgeſetze ſtützt, jeder Anfechtung entrückt ſei. Nar ſoviel ſei 
noch bemerkt, daß in der gedachten Controverſe beiderſeits aus Prämiſſen 
gefolgert zu werden pflegt, die von vornherein als ſelbſtverſtändlich, 
als aus der Natur der Sache ſich ergebend hingeſtellt 
werden, die aber mit einander in contradictoriſchem Gegenſatze ſtehen. 
Daß dies ſein Mißliches hat, bedarf kaum eines Beweiſes. 

Betrachten wir den Artikel 11 des Staatsgrundgeſetzes vom 
21. December 1867, Nr. 145, nach Inhalt und Tendenz, ſo drängt fich 
die Ueberzeugung auf, daß er — wenn auch nue in äußerſten Umriſſen — 
das Verordnungsrecht ſeinem ganzen weſentlichen Umfange nach 
wie anerkannt, ſo auch umſchrieben hat. 

Darauf deutet ſchon der Titel des Geſetzes („über die Ausübung 
der Regierungs- und Vollzugsgewalt“), noch mehr aber der Bericht des 
Verfaſſungsausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes über den aus der Initiative 
des letzteren hervorgegangenen Gefetzentwurf (abgedruckt in dem Werke: 
Die neue Geſetzgebung Oeſterreichs, I. Band, Wien, Manz, 1868, S. 489), 
worin eine eingehende Darſtellung der in der Regierungsgewalt inbe— 
griffenen Befugniſſe ſich findet. 

Unter dieſen figurirt sub a das Verordnungsrecht, d. i. das Recht, 
durch Befehle und Verordnungen innerhalb der durch die Verfaſſung, 
die Geſetze und die allgemeine Rechtsordnung gegebenen Schranken das 
zu verwirklichen, was zur Förderung der phyſiſchen und geiſtigen Cultur 
und der wirthſchaftlichen Verhältniſſe ins Leben gerufen werden ſoll. Die 
Worte „innerhalb der allgemeinen Rechtsordnung“ beſagen doch wohl nur, 
daß nicht blos das poſitive Geſetz, ſondern die allgemeinen, im Staate 
praktiſch als geltend angeſehenen Rechtsideen (alſo z. B. auch Gewohuheits— 
recht) in Betracht kommen. Angeſichts deſſen muß es bedenklich erſcheinen, 
im Art. 11 nichts anderes zu erblicken, als die Namhaftmachung einer 
einzelnen Species von Verordnungen, nämlich der auf ſpecieller 
Delegation beruhenden und der ſogenannten Ausführungsverordnungen 
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und ſich darauf zu berufen, daß der Wortlaut nicht dahin gehe, die 
Behör den können nur die dort bezeichneten Verordnungen erlaſſen und 
keine anderen. Das käme darauf hinaus, der Geſetzgeber habe ſich 
ungeachtet er doch die einzelnen Machtbefugniſſe der von ihm behandelten 
ſtaatlichen Factoren erſchöpfend umſchreiben wollte und wohl auch mußte, 
damit begnügt, nur eine einzelne derſelben und noch dazu die in ihrer 
Tragweite minderwichtige namhaft zu machen, die viel bedeutſamere, 
weil mit der Geſetzgebung concurrirende, aber übergegangen. Mau müßte 
den Artikel dann dahin auslegen: Die Behörden ſind befugt, auf Grund 
der Geſetze Verordnungen zu erlaſſen, fie können dies aber auch nicht 
auf Grund von Geſetzen, ſo daß die Geſetzesbeſtimmung eigentlich gar 
keinen dispoſitiven Inhalt hätte. 

Dias Herrenhaus hat, wie auch der Verfaſſer auſührt, die von dem 
Entwurfe des Abgeordnetenhauſes abweichende Faſſung des Gejeres 
veranlaßt, in der Abſicht, das fo wichtige Verordnungsrecht der 
Organe der Exeentivgewalt nicht blos wie dort als Vorausſetzung 
erſcheinen zu laſſen, ſondern zur unmittelbaren Anerkennung zu bringen. 
Ihm war es ſonach gewiß nicht darum zu thun, nur Eine Seite dieſes 
Rechtes hervorzuheben. Es iſt allerdings ſchon dem eitirten Geſetze nach— 
geſagt worden, daß es in ſonſtigen Beziehungen — ſpeciell in Betreff 
der Befugniſſe des Monarchen — unvollſtändig ſei. Tezner, Handbuch, 
S. 38.) Daraus folgt aber noch nicht, daß das Geſetz auch in anderen 
Punkten lückenhaft ſei. Auch iſt es doch wohl zuläſſig, anzunehmen, das 
Geſetz habe von dieſen Befugniſſen nur die für die Verfaſſung (im 
Innern) allerwichtigſten Attribute der k. Gewalt hervorheben wollen, 
zumal ja auch in den gleichzeitig erlaſſenen Staatsgrundgeſetzen einige 
derſelben aufgeführt find. In Art. 11 dagegen wollte gerade das 
Verhältniß der Verordnungsgewalt zur Geſetzgebung ſcharf ungrenzt 
werden, und es wäre dieſer Zweck vereitelt, wenn darin nur ein be— 
ſchränkter Theil dieſer Gewalt Aufnahme gefunden hätte. 

Der citirte Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes weist noch an 
anderer Stelle ausdrücklich darauf hin, daß die Vollzugsgewalt „inner— 
halb des Rahmens der Geſetze auch ſelbſtändige Beſchlüſſe zu 
faſſen berechtigt ſei“, ſowie auf die nothwendige Harmonie der 
Verordnungen mit den Geſetzen des Staates. 

Richtig iſt, daß au mehreren Stellen der Staatsgrundgeſetze auf 
die Nothwendigkeit der Regelung im Geſetzeswege mitunter auf bejbndere 
zu erlaſſende Detailgeſetze verwieſen wird. Daraus aber auf eine in 
anderen Belangen zu Recht beſtehende Freiheit der Verwaltung in der 
Rechtſetzung zu concludiren, ſcheint doch nicht angängig, da es ſehr 
wohl als Abſicht des Geſetzgebers angenommen werden kann, in ſpeciellen 
Richtungen noch ausdrücklich das Eingreifen der Verordnungsgewalt 
auszuſchließen, beſonders wo Zweifel möglich wären. Zum Theile be— 
deutet jene Verweiſung übrigens wirklich nichts anderes, als daß der 
Gefetzgeber zwar ſelbſt, aber nur noch nicht derzeit regeln wolle. 

Nach wörtlicher Auslegung beſagt der Beiſatz „auf Grund der 
Geſetze“, daß Verordnungen ein Geſetz zur Grundlage, zum Ausgangs- 
punkte haben ſollen, daß fie ſich „im Rahmen“ eines ſolchen bewegen 
miiſſen. Billigt man dieſe Auslegung, ſo kann ſelbſtverſtändlich von 
einem durch die Verfaſſung unberührt gebliebenen Rechte aus früherer 
Zeit nicht die Rede ſein, vielmehr erſchiene ein derartiges Recht als 
direct beſeitigt. 8 

Von den S. 101 beiſpielsweiſe aufgeführten ſelbſtändigen Verord⸗ 
nungen laſſen ſich eine größere Anzahl auf die den oberen Behörden 
ſogar im Geſetze vom 21. December 1867, Nr. 145, ſelbſt zugeſtandene 
Ueberordnung (Dienftgewalt) beziehungsweiſe Berechtigung zur Herſtellung 
einer zweckentſprechenden Ordnung des Dienſtes zurückführen (fo jene 
über die Qualification zu öffentlichen Dienſten), ſowie auf das vom 
Verf. (S. 88, 89) doch wohl unterſchätzte Leitungs- und Oberaufſichts⸗ 
recht, welches manche Geſetze den Centralſtellen über gewiſſe Juſtitutionen 
einräumen. Die Verordnungen vom 29. Juli 1870, Nr. 94 R. G. Bl., 
und vom 11. Mai 1877, Nr. 31 N. G. Bl., dürften doch wohl nur 
unter den Geſichtspunkt von Mittheilungen über das Verhalten des 
Staates in gewiſſen völkerrechtlichen Fragen fallen. 

Die fogenannten Miniſterial-Wirkungskreiſe müſſen allerdings 
außer Betracht bleiben, da ſie nicht geſetzlich publicirt ſind. Dagegen 
iſt der Wirkungskreis der Statthaltereſen und vieler anderer Behörden 
gleich Geſetzen kundgemacht und aus denſelben wird für manche anſcheinend 
ſelbſtändige Verordnung eine geſetzliche Grundlage gefunden werden. 
Es will übrigens durchaus nicht verkannt werden, daß manche unſerer 
Verordnungen factiſch ganz neues Recht in ſich ſchließen und daher in 
ihrer Nechtswirkſamkeit anfechtbar find. 


Principiell kann die Beſchränkung des Art. II]. e. vielleicht vom 
Zweckmäßigkeitsſtandpunkte als zu weitgehend angeſehen werden, eine 
eigentliche Gefährdung des Staatswohles erwächst aber doch kaum aus 
ſelber, wenn in Betracht gezogen wird, daß § 14 des Staatsgrund— 
geſetzes vom 21. December 1867, Nr. 141, der Regierung die Möglichkeit 
bietet, den Auforderungen der Dringlichkeit durch interimiſtiſche Ver— 
ordnungen ſelbſt auf ausdrücklich der Geſetzgebung überwieſenen Gebieten 
gerecht zu werden. Anomale factiſche Zuſtände — wie Lähmung der 
geſetzgeberiſchen Thätigkeit — dürfen ſelbſtverſtändlich die Löſung von 
Rechtsfragen nicht beeinfluſſen, das Geſetz kann mit ihnen nur bis zu 
einer gewiſſen Grenze im vorhinein rechnen. 

Als unſere Verfaſſung votirt wurde, herrſchte — ob mit Recht 
iſt hier nicht zu erörtern — ein gewiſſes Mißtrauen gegen die Execn 
tive, dagegen große Zuverſicht in die zu erwartende Thätigkeit der 
Legislative. Man darf füglich behaupten, daß man ſich in letzterer 
Beziehung mauchen Illuſionen hingab, die im weiteren Verfolge anderen 
auf Erfahrung gegründeten Anſchauungen Platz machten. 

Analoge Zweifel wie rückſichtlich des eigenen Verordnungsrechtes 
werfen ſich auf bezüglich der Auslegung des Art. 2 des Staatsgrund- 
geſetzes über die Regierungs- und Vollzugsgewalt (S. 118 ff.). Auch hier 
kann geſagt werden, nach der Auslegung des Verf. enthalte der Artikel 
eine Unrichtigkeit oder doch nur theilweiſe Wahrheit, er faſſe nicht 
einen Imperativ in ſich, ſondern erwähne nur eine Thatſache. Das zur 
näheren Begründung Angeführte ließe ſich auch von Art. 1 des Staats— 
grundgeſetzes über die richterliche Gewalt behaupten: „alle Gerichtsbarkeit 
wird im Namen des Kaiſers ausgeübt.“ Das behindere nicht, daß der 
Kaiſer in höchſteigener Perſon richte, was doch wohl niemand behaupten 
wird. Art. 2 des Staatsgrundgeſetzes über die Regierungs- und Voll⸗ 
zugsgewalt läßt ſich, als Imperativ genommen, ſogar als eine im Ju- 
tereſſe der Krone getroffene Anordnung erkennen. Das unverantwortliche 
Staatsoberhaupt ſollte nicht in die Lage kommen, daß feine Verord— 
nungen der richterlichen Prüfung unterzogen werden, denn wenn auch 
ſelbſwerſtändlich die hieraus erwachſende Verautwortlichkeit nur den contra- 
ſignirenden Miniſter trifft, fo hätte eine etwaige Annullirung der Verord⸗ 
nung doch eine gewiſſe Spitze gegen den eigentlichen Urheber der Ver⸗ 
ordnung. Daß aber factiſch Art. 2 eine Einflußnahme der Krone anf die 
Ausübung des Verordnungsrechtes durch die Behörden nicht ausſchließt, 
hat Verfaſſer ſelbſt auf S. 122, Aum. 1, erwieſen. Freilich tritt dieſer 
Einfluß nicht nach außen hervor. Zuzugeben iſt, daß der Reichsrath in 
dem Geſetz vom 20. Jäuner 1875, R. G. Bl. Nr. 12, der Anſicht des 
Verf. implicite beigepflichtet hat (S. 119), und daß die Behörden in 
ihren Verordnungen ab und zu ſich auf die a. h. Willensmeinung be— 
rufen (S. 125, Anm. 1). 

Es möge hier eingeſchaltet werden, daß die a. h. Beſtimmungen 
über den Wirkungskreis der Miniſterien, deren der Verfaſſer an letzt— 
angeführter Stelle gedenkt, einer Reviſion mit Rückſicht auf die durch 
die B rfaffung weſentlich geänderte Rechtslage ſehr bedürftig erſchienen. 

Mit großer Gründlichkeit iſt der Abſchnitt über das Verordnungs— 
recht der Gemeinde, der auf ihr beruhenden oder ihr analogen kleineren 
und größeren öffentlich rechtlichen Verbände gearbeitet. Hier wie ander— 
wärts nimmt der Verf. Veranlaſſung zu manchen Excurſen auf nahe 
liegende Gebiete des Verwaltungsrechtes. Zu dem S. 173, Aum. 1 
berufenen Beiſpiele des Synodal-Statuts der gr.⸗-or. Kirche iſt zu 
bemerken, daß dieſes Statut nicht publicirt iſt, alſo ungeachtet der 
k. Genehmigung nur innerkirchliche Bedeutung haben dürfte. 

Anläßlich der Beſprechung der Verordnungen der Landesver— 
tretungen hebt Verfaſſer (S. 176) den wichtigen Unterſchied zwiſchen der 
legislatoriſchen und adminiſtrativen Thätigkeit der Landtage hervor. 
Bedenken erregt aber der S. 177 vorkommende Satz, es ſei an ſich 
denkbar, daß der Landtag einen a. h. nicht ſanctionirten Gefetzentwurf 
als Verordnung beſchließe, inſoweit damit gemeint ſein ſollte, daß dies 
auch mit Rechtswirkſamkeit geſchehen könne. Denn wenn auch die Nicht— 
fanetion formell nicht einem Geſetze gleichgehalten werden kann, ſo iſt 
ſie doch eine dem Landtage bekannte Willenserklärung des eigentlichen 
Inhabers der geſetzgebenden Gewalt, daß ihm die bezügliche Rechtsſetzung 
nicht genehm ſei, und bildet deshalb eine Schranke auch für die Ver— 
wirklichung auch im Verordnungswege. 

Von großem Jutereſſe und ſchlüſſig begründet iſt die Theſe 
(S. 179), daß auch der Landtag in ſeiner Verordnungs Thätigkeit an 
die Beobachtung der beſtehenden Geſetze gebunden ſei und in dieſer Be— 
ziehung der richterlichen Controle unterliegt. Mit Recht wird weiter 
S. 184) gelehrt, daß den Landesausſchüſſen keine Befugniß zur Erlaſſung 
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von Ausführungsverordnungen — 
ſehen — zukomme. 

Als Austrags-Inftanz für Competenz-Confliete in Betreff der 
Ausübung des Verorduungsrechtes zwiſchen Staats- und autonomen 
Organen das Reichsgericht zu erklären (S. 195), dürfte durch die 
Erwägung ausgeſchloſſen erſcheinen, daß dieſes Tribunal nach Art. 2 
des Geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 143, bezw. dem 
Geſetze vom 18. April 1869, R. G. Bl. Nr. 44 nur über die Frage 
endgiltig zu beſchließen hat, ob die Landesvectretung oder die Regierung 
in einer adminiſtrativen Angelegenheit, ſomit doch nur in 
Fällen der Regelung „concreter Thatbeſtände“ zu entſcheiden habe. Eine 
Löſung jener Art von Conflieten wird nur dadurch herbeigeführt werden 
können, daß über den Rechtsbeſtand der beiderſeitigen Verordnungen 
in acuten Fällen implicite erkannt wird. 

Gewiß erſchiene aber die Schaffung einer präcifen Norm über die 
abſtracte Löſung ſolcher Competenz-Conflicte ſehr nothwendig, und es 
wäre hiefür das Reichsgericht die geeignetite Inſtanz. 

Zu Capitel IV, Punkt VI (Subdelegation des Verordnungsrechles 
S. 196 ff) ſei nur vorſichtsweiſe bemerkt, daß die Subdelegation au 
eine andere Behörde nur für das dieſer unterſtehende Gebiet wirkſam 
wird erfolgen können. (S. 204 ührigens vom Verf. angedeutet.) 

Große Sorgfalt in der Behandlung weist der Abſchnitt über die 
Strafverordnung (S. 204) auf, welcher, zumal was die Nachweiſe für 
die Schranken diefes Verordnungsrechtes anbelangt, beſondere Beachtung 
rerdient; ſehr zutreffend halten wir weiter die Ausführung auf S. 232 ff., 
wonach die Auſchauung widerlegt wird, als ſei die k. Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96 (§ 7), eine allgemeine Blauquet⸗ 
ſtrafbeſtimmung, dieſelbe vielmehr als Executions-Norm charak— 
teriſirt wird unter Kennzeſchnung der aus dieſem Unterſchiede ſich 
ergebenden Conſequenzen. 

Auf S. 247 ff. wird — im Capitel: Mitwirkung gewiſſer 
Fackoren bei Feſtſtellung des Verordunngsinhaltes — die Frage, ob 
gegen Verweigerung der deciſiven Mitwirkung, bezw. Ablehnung 
der Zuſtimmung da, wo ſelbe geſetzlich nur unter gewiſſen Voraus— 
ſetzungen ve weigert werden kann, ein Rechtsmittel, eventuell der Anruf 
des Verwaltungsgerichtshofes möglich ſei, bejaht für jene Fälle, in 
welchen die Verordnungsbefugniß als ſubjectives Recht anerkannt ijt 
Ungeachtet Verf. ſich diesbezüglich auf mannigfache Eutſcheidungen des 
Verwaltungsgerichtshofes zu ſtützen in der Lage iſt, ergibt fih doch hin— 
gegen das Bedenken, daß es kaum angeht, die Verſagung der Mit- 
wirkung bei der Zuſtandebringung einer Verordnung ſeitens einer 
Behörde als eine Entſcheidung oder Verfügung im Sinne des 
§ 2 des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 35 ex 1876, 
und der eigenen Ausführung des Verf. auf S. 18 zu behandeln. Die 
Berufung an den Verwaltungsgerichtshof dürfte ſonach ausgeſchloſſen ſein. 
Daneben bleibt es gewiß ſehr richtig, wenn der Verf. auf S. 249 ein 
ſolches Beſchwerderecht ſelbſt daun perhorrescirt, wenn es ſich um eine 
Staatsbehörde im Verhältniſſe zu einem anderen ſtaatlichen Organe 
handelt, und dies damit motivirt, daß in dieſem Verhältniſſe von 
ſubjectiven Rechten nicht die Rede fein könne. 

Aus dem vorangedeuteten Grunde halten wir ein ſelbſtändiges 
Rechtsmittel gegen die Uebergehung eines zur Mitwirkung berufenen 
Factors (S. 253) für ausgeſchloſſen. 

Zu S. 269: daß das Geſetz vom 10. Juni 1869, R. G. Bl. Nr. 113, 
der „ſelbſtändigen Verordnungen“ nicht erwähnt, kann immerhin als 
ein unterſtützendes Moment für die engere Auslegung des Art. 11 des 
Staatsgrundgeſetzes über die Regierungs- und Vollzugsgewalt gelten. 
Es wäre aufſällig, daß dieſe letzteren übergangen worden wären. 

Im Abſchnitte III (Publication landesbehördlicher Verordnungen 
S. 270 ff.) hätte es ſich vielleicht einpfohlen, näher auf die Kund— 
machungs ſprache einzugehen, insbeſondere auch rückſichtlich der S. 276 
nicht erwähnten gemifchtſprachigen Länder (Steiermark, Tirol, Dalmatien, 
Kitftenland, Mähren, Schleſien). 

Zu S. 283: die individuelle Verſtändigung von einer Ver- 
ordnung kaun unter der daſelbſt erwähnten Vorausſetzung die öffentliche 
Kundmachung erſetzen, iſt eine ſolche aber nicht. 

Auf S. 325 in dem Abſchuitte über die indirecte Ueberprüfung 
der Verordnungen durch die Gerichte und Verwaltungsbehörden ſchildert 
der Verf., ohne zu einer beſtimmten Löſung zu gelangen, die Situation 
einer untergeordneten Behörde in Abſicht auf die Prüfung der Ver— 
ordnungen ihr vorgeſetzter Behörden auf ihre Geſetzmäßigkeit. Er erkennt 
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hier den Fall der Colliſion von Pflichten als gegeben, nämlich der 
Pflicht zur gefetzmäßigen Geſchäſtsführung und der Pflicht zum dienft- 
lichen Gehorſam. Wir find der unmaßgeblichen Anſicht, daß in derlei 
Fällen die Unterbehörde — wenigſtens pro interno — die obere Behörde 
um Bekanntgabe ihrer Meinung über die rege gewordenen Defecte 
anzugehen hätte und, wenn ſie ſich dieſer Meinung unterwirft, jeder 
Verantwortung entgeht. Durch dieſen Vorgang wird es der Oberbehörde 
auch ermöglicht, die Verordnung eventuell ſelbſt zu caſſiren. 

Zur S. 327 (Prüfung von amtswegen oder nur über Verlangen 
der Partei) wird ſich eine Unterſcheidung unter den Nichtigkeitsgründen 
kaum eutbehren laſſen. Eine incompetent erlaſſene Verordnung z. B. 
wird unter allen Umſtänden nicht zu berückſichtigen fein. 

Scharfſinnig iſt auf S. 339 die als Ausnahme von dem Grund— 
ſatze der Unzuläſſigkeit der directen Anfechtung einer Verordnung ſeitens 
Einzelner conſtruirte Aufechtbarkeit der Umlagenverordnungen der Ge— 
meinden unter Berufung auf die ausdrücklichen diesfälligen Beſtim— 
mungen der Gemeinde-Ordnungen nach allen Seiten hin erörtert. Wir 
können nun allerdings nicht verhehlen, daß eine „Umlage Verordnung“ 
inebeſondere dann, wenn ſie den Zweck verfolgt, für ein concretes Be— 
dürfniß die Bedeckung zu ſchaffen, vielleicht überhaupt nicht unter 
den Begriff „Verordnung“ zu ſubſumiren ſei, ſondern unter jeuen 
der Entſcheidung oder wohl richtiger Verfügung, weil ihr dann der 
Charakter einer abſtracten Regelung mangelt. Denn es iſt nicht nur 
denkbar, ſondern auch praktiſch möglich, daß derlei Gemeindebeſchlüſſe 
ohne weiteres vermittelndes Erkenntniß (Zahlungsauftrag ꝛc.) unmittelbar 
eine Verpflichtung des Einzelnen ſtatuiren, oder, wenn ſie ſelbſt eines 
ſolchen Zwiſchengliedes noch bedürſen, doch — vorbehaltlich nur rein 
ziffermäßiger oder fonftiger Feſtſtellungen über factiſche Momente bereits 
eine unmittelbare Steuerverpflichtung für jeden Einzelnen begründen. 

Die vom Verfaſſer ſelbſt als Abweichungen von der Regel 
charakteriſirten Conſequenzen der Anfechtung durch den Einzelnen 
Wirkung gegenüber dritten, wel the an der Anfechtung ſich nicht be- 
theiligten u. a.) würden ſich auch unter dieſer Annahme durch das 
Weſen der Umlageverfügung rechtfertigen laſſen, welche zwar auch die 
Sphäre des Einzelnen trifft, aber zugleich die aller anderen Gemeinde— 
angehörigen, ſo daß die Intereſſen aller untrennbar erſcheinen. Bei 
ſolcher Conſtruction wäre nicht zu bezweifeln, daß auch Umlage— 
verordnungen der Bezirks- und Landesvertretungen der Berufung unter⸗ 
liegen (S. 353). Wir haben mit dieſer Bemerkung auf eine viel frühere 
Aufſtellung des Verf. (S. 160 ff.) zurückgegriffen. 

Obzwar das Capitel „Nothverordnungen“ (S. 384) von ſolcher 
Actualität it, daß eine beſtimmte Meinungsäußerung hierüber der 
Gefahr des Vorwurfes ausgeſetzt iſt, fie ſei auf andere als rein juri- 
ſtiſche Gründe zurückzuführen, jo kaun doch der Zweifel nicht unterdrückt 
werden, ob denn in der That der Wortlaut des § 14 des Staatsgrund 
geſetzes vom 21. December 1867, R. G. Bl. Nr. 141, dazu nöthige, die Zur 
läſſigkeit der Erlaſſung einer Nothverordnung dann zu negiren, wenn 
die dringende Nothwendigkeit der Regelung ſchon zur Zeit der Tagung 
des Reichsrathes vorhanden war. Dies wäre unſeres unmaßgeblichen 
Erachtens doch nur dann geboten, wenn das Geſetz etwa lauten würde: 
Wenn die dringende Nothwendigkeit .. . . erſt zu einer Zeit ſich 
herausſtellt. Das Wort „herausſtellt“ darf kaum mit jenem „entſteht“ 
identificirt werden, es kann die Stelle gewiß ohne Zwang dahin ver— 
ſtanden werden, daß eben das Staatswohl zur Zeit der Pauſe die 
Regelung erheiſcht, und dies kann gewiß auch dann der Fall ſein, wenn 
ſchon früher ein ſolches Bedürfniß beſtanden hat. Die naheliegende 
Einwendung, daß die Regierung bei ſolcher Auslegung Mißbrauch mit 
der Vertagung (2c.) üben kann, iſt an ſich von keiner Bedeutung, weil 
dieſe Möglichkeit die Interpretation nicht oder doch nur neben anderen 
Gründen beeinfluſſen darf. Das Geſetz ſtellt zwei Zeitperioden neben— 
einander; was in der einen nothwendig erſchien, kann auch in der 
anderen nothwendig erſcheinen oder ſich als nothwendig herausſtellen. 
Die beiden Perioden müſſen ganz ſelbſtändig behandelt und dürfen 
nicht als ineinanderfließend behandelt werden. Um einem möglichen 
Mißbrauche zu begegnen, würde mit der auf S. 390 ff. vertretenen 
Auffaſſung die Anwendung des Nothverordnungs-Nechtes auch dann un⸗ 
möglich gemacht, wenn die Vertagung (c.) allſeits unbeſtritten eine 
durch andere als politiſche Gründe gerech fertigte war. Man ſetze den 
Fall, dieſelbe ſei aus dem Grunde erfolgt, weil Krieg oder Epidemien 
eingetreten ſind, oder auf Wunſch der legislativen Körper ſelbſt. Soll 
damit der Regierung die Möglichkeit entzogen ſein, noch ſchwebende, 
dringende Fragen proviſoriſch zu regeln? 


Mit vorſtehenden, durchaus nicht Unfehlbarkeit in Anſpruch 
nehmenden Bemerkungen glauben wir unſere Beſprechung abſchließen 
zu ſollen, können aber nicht umhin, nochmals die geehrten Leſer ein— 
zuladen, das Object derſelben ihrem Bücherbeſtande einzuverleiben, 
ſoferne ſie, wie zu hoffen iſt, ſich nicht darauf beſchränken, hiebei die 
bei uns fo ſehr präponderirenden Sammelwerke allein zu berückſichtigen. 

Deu Verf. endlich rufen wir einen aufrichtigen Glückwunſch zu, 
mit dem Ausdrucke der beſtimmten Erwartung, daß die Wiſſenſchaft 
des öſterr. Verwaltungsrechtes durch ihn noch anderweitige Bereicherung 
erfahren werde. Sp. 


Mittheilungen aus der Praxis. 
Störung im Beſitze eines Durchgaugsrechtes durch ein Privat⸗Grund⸗ 
ſtück infolge einer von der Gemeinde aus ſtraßen polizeilichen 
Gründen vorgenommenen umgeſtaltung eines Weges. In einem 
ſolchen Falle ſind zur Eutſcheidung über die bedrohten Jutereſſen 
des Servitutsberechtigten die autonomen Behörden competent. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 23. April 1898 ge— 
pflogenen öffentlichen Verhandlung über den Antrag des Marcus Pavicid, 
dm. Michael, aus Verbagno (Inſel Yefina) auf Entſcheidung eines ver— 
neinenden Competenz-Conflictes zwiſchen Gerichts- und autonomen Ver— 
waltungs-Behörden zu Recht erkannt: Zur Entſcheidung über die Beſitz— 
ſtörungsllage des Marcus Pavicic wider die Gemeinde Verbosca, Jacob 
Fredotovic und Johann Matkovié de praes. 31. Auguſt 1895, 3. 3495, 
ſind die autonomen Verwaltungsbehörden competent. 

Gründe: Marcus Paviéié befand ſich als Eigenthümer des 
Gartens Terr. Nr. 3045 in Verbagno ſeit mehr als 30 Jahren im 
Beſitze des Rechtes, zu Fuß und mit Thieren deu Hofraum des Hauſes 
Nr. 75/2 zu durchſchreiten, welches Durchgangsrecht von dem Eigen⸗ 
thümer Johann Cubretovié, qdm. Joſef, anerkannt werden war. Paviéick 
gelangte zu ſeinem eigenen Garten, indem er von dem Wege Klepalo iu 
den Hofraum Cubretovié durch eine offene Thüre trat. Mit Decret 
vom 19. Auguſt 1895 theilte ihm die Gemeinde⸗Verwaltung Verbosca mit, 
daß der Gemeinderath die Umgeſtaltung der Localität Klepalo beſchloſſen 
habe, mit dem Bemerken, daß man bei der Eingangsthür zu dem 
Garten (reete dem Hofraume) zwei Stufen anbringen könnte. Am 
17. Auguſt 1895 wurde auch thatſächlich von Jacob Fredotovic, adm. 
Mathias und Johann Matkovié, qdm. Nicolaus, die Straße Klepalo 
im Auftrage der Gemeinde um 96 Cm. derart erhöht, daß der Eingang 
in den Hofraum unmöglich gemacht und Pavieié in der Ausübung feines 
Servitutsrechtes geſtört wurde. Pavicic brachte hierauf am 31. Auguſt 1895 
den Recurs gegen den Beſchluß des Gemeinderathes an den Landesaus⸗ 
ſchuß und zugleich die Beſitzſtörungeklage bei dem Bezirksgerichte von 
Cittävecchia ein. Demungeachtet liefen die zwei Obgenannten im Auf 
trage der Gemeinde vor jener Thür eine Mauer in der Höhe von etwa 
einem halben Meter in abſchließender Weiſe aufführen. Pavicic über— 
reichte nunmehr die Klage de praes. 18. October 1895, Nr. 4325, bei 
Gericht und den Recurs an den Landesausſchuß. Das Bezirksgericht 
wies die Klage mit den Decreten vom 20. October 1896, Nr. 5068 
und 5069, wegen Incompetenz ab, das Appellgericht aber hob dieſe 
De crete auf, da es den Zeugenbeweis über den Beſitz für maßgebend hielt. 
Nach durchgeführtem Zeugenbeweis gab das Bezirksgericht der erſten 
Klage mit Decret vom 10. Mai 1897, Nr. 1923, ſtatt, wies aber die 
zweite mit Decret vom gleichen Datum Nr. 1924 ab, weil es aunahm, 
daß der Kläger den Beſitz durch die erſte Störung verloren habe. Das 
Appellgericht hingegen wies auch die erſte Klage mit Decret vom 28. Juli 
1897, Nr. 4311, wegen Incompetenz ab und beſtätigte mit dem Deerete 
vom 29. Juli 1897, Nr. 4310, das erſtrichterliche Deeret. Der Oberſte 
Gerichtshof beſtätigte die Appellentſcheidungen mit den Decreten vom 
18. November 1897, Nr. 13.755 und 13.754, indem er im erſteren 
betonte, daß es ſich um eine Angelegenheit der Competenz der Ver— 
waltungsbehörden handle. Mit Decret vom 11. Februar 1898, Nr. 2379, 
theilte die Communalverwaltung von Verbosca dem Pavickic die Ent— 
ſcheidung des dalmatiniſchen Landesausſchuſſes vom 16. December 1895 
mit, welcher unter Zurückweiſung des erſten Recurſes ſich für incompetent 
zur Entſcheidung der Angelegenheit erklärte. Der Autragſteller ſieht 
hiemit einen verneinenden Competenz-Conflict als gegeben an und bittet, 
das Reichsgericht möge erkennen, ob in der Frage die Civilgerichte oder 
der dalmatiniſche Landesausſchuß competent ſeien. 

Der verneinende Compelenz⸗Conflict liegt in der That vor; denn 
der Oberſte Gerichtshof hat mit dem Decrete vom 18. November 1897, 
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3. 13.755, den ordentlichen Reviſionsrecurs des Klägers abgewieſen 
und die oberlandesgerichtliche Entſcheidung, womit die Incompetenz der 
Gerichte ausgeſprochen wurde, beſtätigt, weil es ſich nur darum handelt, 
ob die belangte Gemeinde, beziehungsweiſe deren geſetzliche Vertretung 
den Kläger in ſeinem angeblichen Beſitze der Servitut des Durchganges 
geſtört habe, weil die Gemeinde dieſe Verfügung in! Ausübung der 
Bau- und Straßen-Polizei getroffen hat, und weil die Frage, ob die 
Gemeinde befugt war, dieſe Verfügung zu treffen, nur die vorgeſetzten 
Verwaltungsbehörden zu entſcheiden vermögen. f 

Das k. k. Reichsgericht findet, daß in der That die autonomen 
Verwaltungsbehörden competent ſind, über dieſe Angelegenheit zu entſcheiden. 

Denn es handelt ſich um eine Verfügung mit einer öffentlichen, 
beziehungsweiſe Gemeinde-Straße, welche auf einem dem Autragſteller 
intimirten Beſchluſſe der Gemeindevertretung beruht. . 

Derartige Verfügungen fallen iu den Rahmen der Straßen-Polizei, 
ſomit in den eigenen Wirkungskreis der Gemeinde, wider welche der 
Schutz nur im Inſtanzenzuge vor den autonomen Behörden zu ſuchen iſt, 
wie denn auch die durch die fragliche Verfügung bedrohten Intereſſen 
des Autragſtellers in dem von den autonomen Behörden zu pflegenden 
Verfahren zur Geltung zu bringen ſind. a 3 

Dieſes gilt übrigens nur, ſoweit es ſich um die erſte Klage 
handelt; denn bezüglich der zweiten Klage liegt kein Competenz Conflict 
vor, da dieſe Klage von den Gerichten in allen drei Inſtanzen nicht 
wegen Unzuſtändigkeit, ſondern aus meritoriſchen Gründen abge⸗ 
wieſen worden iſt. 

(Erk. d. k. k. Reichsgerichtes v. 23. April 1898, 3. 108.) 


Für das Ausmaß des Seelſorger⸗Ruhegehaltes kommt es nicht darauf 
an, ob einem beſtimmten Seelſorger eine Congrua in einem be⸗ 
ſtimmten Ausmaße bewilligt wurde, ſondern welcher Congrnabetrag 
für die betreffende Seelſorgeſtation „ſyſtemiſirt“ iſt. 

Das k. k. Reichsgericht hat nach der am 21. April 1898 gepflogenen 
öffentlichen Verhandlung über die Klage des Don Peter Vecchiardo, 
penſ. Seelſorgers von Juka, gegen die k. k. Regierung, durch Dr. Wla— 

dimir Pappafava, und das darin geſtellte Begehren, dem Kläger gebühre 
vom 24. April 1897 an ein Ruhegehalt von jährlichen 400 fl., und die 
k. k. öſterr. Regierung (das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht) 
ſei daher ſchuldig, binnen 14 Tagen bei Execulionsvermeidung a) dem 
Kläger vom 24. April 1897 an den Ruhegehalt von jährlichen 400 fl. 
gegen Abrechnung der ſeitens des Klägers auf Grund der gegenwärtigen 
Berechnung feines Nuhegehaltes aus dem Aıligionsfonde eventuell be— 
zogenen Beträge anzuweiſen, ſowie ihm b) die Proceßkoſten und die 
Verzugszinſen zu bezahlen, zu Recht erkaunt: Das in der Klage geſtellte 
Begehren wird abgewieſen. 

Gründe: Mit Decret der k. k. dalmatiniſchen Statthalterei vom 
21. April 1897, Z. 8586, wurde der Kläger mit einem Ruhegehalt 
von jährlich 275 fl. in den Ruheſtand verſetzt. Das Recursbegehren um 
Auweiſung des Ruhegehaltes eines ſelbſtändigen Seelſorgers wurde mit 
Erlaß des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 23. Juni 
1897, Z. 15.218, abgewieſen. Der Kläger hat laut Certificat des erz- 
biſchöflichen Ordinariates Zara vom 1. März 1893, Z. 539, die Seel- 
ſorge in Ljuba ſelbſtändig ausgeübt und auch zufolge Erlaſſes des 
k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 26. Auguſt 1893, 
Z. 18.707, die Dotalions⸗Ergänzung als felbſtändiger Seelſorger ge— 
noſſen. Er führt ferners an, daß die Seelſorgeſtation von Juda von 
Seite des Staates und von Seite der kirchlichen Behörden als eine ſelbſt 
ſtändige Seelſorgeſtation fyſtemiſirt worden ſei, daß zufolge Anerkennung 
durch das k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht die Congrua 
des Klägers in der Seelſorgeſtation von Juba 500 fl. zu betragen hatte, 
und daß die Beſtimmungen des Organiſations-Decretes vom 26. Juni 1849, 
3. 8440, nicht als Normen erachtet werden können, welche geeignet 
wären, als Directiven zur Feſtſtellung des juridiſch-adminiſtrativen Cha— 
rakters der Seelſorgeſtation von Fuba zu dienen. Der Kläger ſtellt 
ſonach die Bitte, das Reichsgericht wolle erkennen, es gebühre ihm als 
penſionirten felbſtändigen Seelſorger, zuletzt in der ſelbſtändigen Seel— 
ſorgeſtation von Juba, vom 24. April 1897 au ein Ruhegehalt von 
jährlichen 400 fl. ö. W.; die k. k. öſterr. Regierung (das Miniſterium 
für Cultus und Unterricht) ſei daher fchuldig, binnen 14 Tagen bei 
Executionsvermeidung a) dem Kläger vom 24. April 1897 au den Ruhe— 
gehalt von jährlichen 400 fl. gegen Abrechnung der feitens des Klägers 
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auf Grund der gegenwärtigen ungeſetzlichen Berechnung feines Ruhe— 
gehaltes aus dem Religionsfonde eventuell bezogenen Beträge anzuweiſen; 
ſowie ihm b) die Proceßkoſten und Verzugszinſen von den ihm vorent— 
haltenen Beträgen ſeit den bitreffenden Verſallsterminen zu bezahlen. 

Dieſes Begehren iſt geſetzlich nicht begründet. 

Nach S 6 des Geſetzes vom 19. April 1885, R. GH. Nr. 47, 
erhalten ohne ihr Verſchulden leiſtungsunfähig gewordene Seelſorger 
einen Ruhegehalt, der nach dem dieſem Geſetze angeſchloſſenen Schema TI 
zu bemeſſen iſt. Aus dieſem Schema II folgt, daß der Ruhegehalt eines 
Seelſorgers nach der Höhe der für die letzte Seelſorgeſtation ſyſte mi— 
ſirten Congrua zu bemeſſen iſt. Aus dieſem Schema iſt zu entnehmen, 
daß der für einen ſelbſtändigen Seelſorger zu bemeſſende Ruhegehalt 
nur dann von einem Geiſtlichen in Anfpruch genommen werden kann, 
wenn für die von ihm zuletzt innegehabte Seelſorgeſtation die Congrua 
eines ſelbſtändigen Seelſorgers ſyſtemiſirt war. 

In der Klage wird zwar behauptet, daß die Seelſorgeſtation von 
Ljuba von Seite des Staates und von Seite der kirchlichen Behörden 
als eine ſelbſtändige Seelſorgeſtation ſyſtemiſirt ſei; allein dieſe Be— 
haupiung iſt, ſoweit fie den Staat betrifft, nur ganz allgemein und 
ohne jeden Beweis hingeſtellt, und die Behauptung, daß die Congrua 
des Klägers in der Ecelforgejtation von Luba 500 fl. zu betragen 
hatte, iſt bedeutungslos, weil es nicht darauf ankommt, ob einem be 
ſtimmten Seelſorger eine Congrua im beſtimmten Ausmaße bewilligt 
wurde, ſondeen welcher Congruabetrag in der betreffenden Seelſorge— 
ſtation ſyſtemiſirt iſt. 

Es muß demnach das Klagebegehren abgewieſen werden. 

Ueber den Erſatz der Proceßkoſten wird kein Erkenntniß gefällt, 
weil das obſiegende Miniſterium einen ſolchen nicht angeſprochen hat. 


(Erk. des k. k. Reichsgerichtes vom 21. April 1898, Z. 101.) 


Notiz. 


(leber die Verwaltungszuſtände in Griechenland) ſchreibt 
man der „Köln. Ztg.“: Der Bürgermeiſter von Aegion hat bei dem Feſtmahl 
zu Ehren des Königs den Muth gefunden, dem Staatsoberhaupte die Angen zu 
öffnen über die verrotteten Zuſtände der Communalverwaltung. Er hat nach 
dem Berichte des Blattes „Aſty“ dem Könige gefagt, daß er infolge der 
rückſichtsloſen Herrſchaft der regierenden Partei außer Stande ſei, Verbeſſerungen 
einzuführen. Alle Bürgermeiſter wären machtlos gegenüber den Wünſchen des 
Abgeordneten und des Nomarchen oder Bezirkspräſidenten, der als Vertrauens⸗ 
mann der Regierung wieder nur eine Creatur des Abgeordneten ſei. Das Blatt 
vervollſtändigt die Angaben des Bürgermeiſters mit lobenswerther Offenheit. 
Danach muß der Bürgermeiſtercandidat ſich vor ſeiner Wahl verpflichten, dem 
Abgeordneten in allen Dingen zu Willen zu ſein, im beſonderen die Communal⸗ 
ämter nur mit von ihm bezeichneten Leuten zu beſetzen, auch wenn dieſe voll⸗ 
ſtändig ungeeignet, ja ſelbſt moraliſch verkommen ſind (man erinnere ſich nur 
des Falles Karditzis). Er muß zu allen Verdingungen und Leiſtungen von ihm 
eine Lifte der zu berückſichtigenden Leute einfordern, die ſich natürlich aus: 
Schließlich aus Parteianhängern recrutiren. Die Rückſicht auf die Gemeindecaſſe 
ſpielt dabei gar keine Rolle, denn die gewiſſenloſen Parteigänger ſtreben nur 
nach eigener Bereicherung, fo daß die meiſten Gemeinden ebenſo banferott find 
wie der Staat. Wehe dem Bürgermeiſter, der ſich dagegen auflehnt! Er iſt 
ſicher, nach Ablauf ſeiner vierjährigen Amtszeit ſeine Stelle zu verlieren. Die 
Rückſicht auf dieſe Gefahr macht ihn daher zum gefügigen, gewiſſenloſen Werk— 
zeug der Machthaber, und es dürfte unter den etwa 450 Bürgermeiſtern vou 
Griechenland nur wenige geben, die eine gleiche Sprache zu führen wagen wie 
der von Aegion. Mit Genugthuung verzeichnet das Blatt, daß die Enthüllungen 
dieſes Mannes einen tiefen Eindruck auf den König gemacht haben, und hofft, 
daß dieſer bei den weiteren Reiſen, die er in ſeinem Lande aus dieſem Anlaß 
zu machen beabſichtigt, ſich immer mehr von der Nothwendigkeit einer gründ⸗ 
lichen Erneuerung der Verhältniſſe überzeugen werde, für die die gegenwärtige 
Lage ſo günſtig wie möglich ſei. Es knüpft daran aber zugleich — und mit 
vollem Recht — den Mahnruf an Preſſe, Volk und Regierung, den König bei 
dieſem Verjüngungswerke mannhaft zu unterſtützen; die Preſſe, indem ſie die 
Schäden der Parteiwirthſchaft rückſichtslos aufdeckt; das Volk, indem es Männer 
in die Kammer ſchickt, die imſtande und willens ſind, dem Lande zu helfen; 
endlich die Regierung, indem ſie auf die Verfolgung perſönlicher Intereſſen 
verzichtet, das Volk durch eine gute Schulbildung zur Mündigkeit führt und 
ſich ſelbſt im Lande umſieht, um die Uebelſtände aus eigener Anſchauung 
kennen und ausrotten zu lernen. 


Perſonalien. 


Se. Majeſtät haben den Hofrath der n. 6. Statthalterei Alfred Ritter 
v. Bernd zum Sectionschef im Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 
Se. Majeſtät haben den Statthaltereirath Dr. Hermann Freiherrn 
v. Pillerstorff zum Hofrathe extra statum bei der Statthalterei in Mähren 
ernannt. 
2 Se. Majeſtät haben den Sectionsrath im Miniſterium des Innern Ernſt 
Salomon zum Statthaltereirathe der mähriſchen Statthalterei ernannt und 
demſelben gleichzeitig den Titel und Charakter eines Hofrathes tarfrei verliehen. 
Se. Majeſtät haben dem Finanzrathe der Finanzprocuratur in Prag 
Dr. Fz. Meiſel das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens verliehen. f 
Mr Majeſtät haben den Conſul Marcell Cſeh v. Szent⸗Kätolnag in 
Nuſſſchut zum Generalconſul II. Claſſe ernannt, ſowie die Berufung des Conſuls 
Emil Edlen v. Hirſch zur Leitung des Conſulates in Singapore und des Confuls 
Stefan Lippert v. Granberg zur Leitung des Conſulates in Philippopel 
genehmigt. 2 
Se. Majeſtät haben den Viceconſuln Felir Maryanski in Con 
e und Hector di Roſa in Niſch das Ritterkreuz des Franz Joſef⸗Ordens 
verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem Oberfinanzrathe und Finanzbezirksdirector in 
Graz Joh. Glau by taxfrei den Titel und Charakter eines Hofrathes verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem im k. u. k. Miniſterium des Neußern in Ver 
wendung ſtehenden Titular-Hof- und Miniſterialſecretär Richard Prantner 
zum Hol: und Miniſterialſecretär extra statum ernannt. j 

Se. Majeſtät haben den G. Roy zum unbeſoldeten Conſul in Nantes 
und den Honole Saiſſy zum unbeſoldeten Viceconſul in Cannes ernannt. 

Der k. k Verwaltungsgerichtshof hat den Official Fz. Karl Zamarsky 
zum Pilfsämter⸗Directionsadjuncten in der IX. Nangselaffe, den Kanzliſten Karl 
Bartelm us zum Official in der X. Rangsclaſſe und den Vice⸗Seconde⸗Wacht⸗ 
meiſter der k. u. k. Trabanten⸗Leibgarde Wenzel Flick zum Kanzliſten in der 
XI. Rangsclaſſe ernannt. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Heinr. Ritter v. Mikuli zum eee n Me 
alle) Re un), 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Inner den 
Adjuncten Karl Mehringer zum Inſpector und den Rechnungsofftcial En 
Prohaska zum Adjuneten im Departement für Arbeiter⸗Verſicherung ernannt 

5 Der Finanzminiſter hat die Miniſterial⸗Concipiſten Dr. Karl Rudolf 
Hirſchler, Dr. Karl Polläk, ſowie den Steuerinſpector Dr. Rudolf Sieghart 
zu Miniſterial-Viceſecretären im Finanzminiſterium ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Caſſier der Finanz⸗Landescaſſe in Brünn 
Raimund Sluka zum Controlor ernannt. 
8 Der Finanzminiſter hat den Kanzleiofficial bei der Finanzprocuraturs⸗ 
Erpoſitur in Krakau Stauisl. Bazinski zum Hilfsämter⸗Directionsadjuncten 
extra statum ernannt. 

Der Finanzminiſter hat die Hauptſteueramts⸗Controlore Karl Moſchner 
und Richard Murgel zu Hauptſteuer⸗Einnehmern, ferner den Steuereinnehmer 
Joh. Skuſchek und den Steueramts⸗Official Valentin Aſchmann zu Haupt: 
ſteueramts⸗Controloren der Finanz⸗Landesdirection in Laibach ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Hauptcaſſier der Landeshauptcaſſe in Prag 
Joh. 1 zum Controlor und den Adjuncten Joh. Lukſch zum Haupteaſſier 
ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcommiſſär Joh. Kalkowski in Lemberg 
zum Poſtfecretär ernannt. - 

Der Handelsminiſter hat den Poſtcontrolor Joh. Jüttner in Trieſt zum 
Oberpoſtcontrolor daſelbſt ernannt. 

Der Miniſter für Landesvertheidigung hat den Rechnungsrevidenten 
Maximilian Bürger zum Rechnungsrathe ernannt. 0 

Der Ackerbauminiſter hat den Adjuncten der k. k. landwirthſchaftlich⸗ 
en Verſuchsſtation in Wien Arthur Devarda in die VIII. Rangsclaſſe 
befördert. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſt⸗ und Domänenverwalter Heinrich 
Karl zum Forſtmeiſter in Czernowitz ernannt. 8 

Der Statthalter in Niederöſterreich hat die Statthalterei⸗Coneipiſten 
Dr. Richard Borkowski und Dr. Alfred Freiherrn v. Berlepſch zu Bezirks⸗ 
Commiſſären und die Statthalterei Conceptspraktikanten Dr. Karl Sweceny, 
Victor Graf Hardegg und Ferd. Ritter v. Pantz zu Statthalterei-Coneipiſten 
in Niederöſterreich ernannt. 


Erledigungen. 


Forſtarztesſtelle in Aſchbach mit Jahresbeſtallung von 800 fl. und 
Naturalwohnung ohne Anſpruch auf Penſion bei der k. k. Forſt⸗ und Domänen⸗ 
direction in Wien bis 20. Juli. (Amtsblatt Nr. 145.) 

2 Aſſiſtentenſtellen der techniſchen Finanzeontrole in der XI. Rangs⸗ 
claſfe bis Ende Juli. (Amtsblatt Nr. 145.) 

Kanzliſtenſtelle in der XI. Rangsclaſſe bei dem k. k. Revierbergamte 
in Elbogen. (Amtsblatt Nr. 147.) 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 53 und 54 der Erkenntniſſe 1897. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 
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